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Jahreswirtschaftsbericht 1984 
^ategien zur Förderung des Wirtschaftswachstums 
nd zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

re?S Bundeskabinett nat in seiner Sitzung am 1. Februar den Jah- 
Q^irtschaftsbericht 1984 verabschiedet. Er ist ein geschlossenes 

samtkonzept für die Wirtschaftspolitik in dieser Legislatur- 
l9??de- Der Bericht macht deutlich, daß die Wirtschaftspolitik 
\y?4 sich an einer mittelfristigen Strategie zur Förderung des 

rtschaftswachstums und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
''entiert. 

drUcV foI§ende Auszüge aus dem Jahreswirtschaftsbericht 1984, der als Bundestags- 
ksache 10/952 veröffentlicht worden ist. 

f:.^usgangslage und wirtschaftliche Perspektiven 
!*r 1984 
^ ^rtschaftspolitische Ausgangslage 
\. Undesregierung hat ihr wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisches Konzept zur 
Sje

ergewinnung von Arbeitsplätzen, Wachstum und Stabilität für diese Legislaturpe- 
V°1 A"

11
 
einzelnen bereits im letzten Jahreswirtschaftsbericht dargelegt. Sie hat dabei 

**hl an8 an darauf hingewiesen, daß die Fehlentwicklungen angesichts der Viel- 
$in(j nd Schwere der übernommenen Hypotheken nicht kurzfristig zu korrigieren 
^nnp°ndern grundlegende Erfolge nur in einem mehrjährigen Prozeß erreicht werden 
'ich ?* Jn dem Votum der Wähler bei der Bundestagswahl vom 6. März 1983 sieht sie 

e,ne eindrucksvolle Bestätigung für ihr Konzept. Seine Leitgedanken sind 
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— ordnungspolitische Neubesinnung auf die Grundsätze der Sozialen Marktwirtsch 
insbesondere verläßliche und widerspruchsfreie wirtschaftspolitische Rahmenbe 
gungen, Stärkung der Leistungs- und Risikobereitschaft, Sicherung des Wettbewe 
und Verringerung bürokratischer Hemmnisse; 

— Wiederherstellung der finanzpolitischen Handlungsfähigkeit des Staates, Konsol» 
rung der öffentlichen Finanzen, Rückführung des Staatsanteils, qualitative Verbe 
rung der Ausgabenstruktur und eine leistungsfreundlichere Besteuerung; 

— eine Sozialpolitik, die sich von den Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit, Solid*'1 e 
und Subsidiarität leiten läßt und die Finanzierbarkeit der sozialen Sicherungssys^ 
dauerhaft gewährleistet sowie , 
— intensives Bemühen um europäische und weltwirtschaftliche Konzertierung    < 
Kooperation zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für eine Ausweitung 
Welthandels und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

Im ersten Jahr ihrer Amtsführung packte die Bundesregierung die wirtschafts-, f"1 

und sozialpolitischen Aufgaben zielstrebig an: 

— Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, die ein entscheidendes Erforde 

für die Wiederherstellung eines von mehr arbeitsplatzschaffenden Investitionen g    . 
genen nachhaltigen Wachstumsprozesses ist, kam 1983 ein beachtliches Stück vo' 
dies unterstreicht auch der Sachverständigenrat. Der Nettokreditbedarf des Bu   . 
Fiel mit 31Va Mrd. DM sogar um 9'/* Mrd. DM geringer aus als im Haushalt ve 
schlagt worden war und wird im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung   . $1 
quent weiter gesenkt. Das Vertrauen in die Solidität der öffentlichen Finanzen n« 
wieder zu. .. 

— Die finanzielle Tragfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme wurde gestärkt-    ( 

längerfristige Stabilisierung der Rentenversicherung ist eingeleitet. Der Zuschußbe ^ 
der Arbeitslosenversicherung wurde erheblich reduziert. In der Krankenversiche ^ 
haben die Konsolidierungs- und Kostendämpfungsmaßnahmen zu einer Senkung 
durchschnittlichen Beitragssatzes geführt. . 

— In der Steuerpolitik wurden wichtige Schritte für eine stärkere Förderung von InV^ 
tionen und Innovationen getan. Das gilt sowohl für die Anfang 1983 wirksam geV^ 2ii 
nen Steuerentlastungen für Unternehmen und private Bauherren als auch für <*' „, 
Beginn dieses Jahres in Kraft getretenen neuen steuerlichen Entlastungsmaßnab 

— Nach über dreizehn Jahren Stillstand in der Vermögenspolitik wurde der Ford sö|l, 
trag im Vermögensbildungsgesetz von jährlich 624 DM auf 936 DM erhöht. Dabe .f. 
der Aufstockungsbetrag einen deutlichen Fortschritt in der Kapitalbeteiligung de 
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'|nehmer bringen und der Bildung von Risikokapital dienen. Dazu wurde auch der 
agekatalog für die Vermögensbeteiligungen entsprechend erweitert. 

Wichtige Weichen zur Entbürokratisierung und zur Beseitigung von Behinderun- 
durch administrative Regelungen wurden gestellt. Die Privatisierung von gewerbli- 

1,1 Bundesvermögen hat begonnen. 

vy   v*11 der Änderung investitionshemmender Vorschriften im Miet- und Wohnrecht 
en dauerhafte Anreize für die Investitionstätigkeit im Wohnungsbau geschaffen. 

ej,.   le Konditionen des Eigenkapitalhilfeprogramms wurden verbessert; dies hat zu 
"• deutlichen Anstieg der Existenzgründungen geführt. 

*0rH 'n ""*e'traS zur Lösung der Beschäftigungsprobleme wird mit dem Gesetzentwurf zur 
vert 

erun8 vo" Vorruhestandsgeld geleistet. Es ist ein Angebot des Staates an die Tarif- 
fs R

a^sParte'en> um die schwierigen Jahre, in denen die geburtenstarken Jahrgänge 
erufsleben treten, durch gemeinsames Handeln zu bewältigen. 

£ahi e,n ^PPe" des Bundeskanzlers an die deutsche Wirtschaft folgend hat diese die 
v°n f.ü    an8ebotenen Ausbildungsplätze im letzten Jahr um 46000 auf den Rekordstand 
sag(    '000 gesteigert. Damit wurde die Zahl der von der Wirtschaft im Frühjahr zuge- 

en zusätzlichen 30000 Ausbildungsplätze um mehr als die Hälfte übertroffen. 

Ja|j ein8eschlagene wirtschaftspolitische Kurs erwies sich als erfolgreich. Die im letzten 
rej . s>v'rtschaftsbericht gesetzten wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele wurden er- 
hoff °der ~~ wie insbesondere beim wirtschaftlichen Wachstum — sogar deutlich über- 
schaftp' Dies bestati8t aucn der Sachverständigenrat, wenn er feststellt, daß die wirt- 

''che Entwicklung 1983 einen Schritt vorangekommen ist. 
'c St* 

teiiu    mmung »n der Wirtschaft ist mehr und mehr von Zuversicht geprägt. Die Beur- 
ljc^   8 der Geschäftslage und die Erwartungen in der Industrie haben sich beträcht- 
Ans

V
h
erbessert; die Bereitschaft der Verbraucher ist gewachsen, lange zurückgestellte 

"äffungspiäne zu verwirklichen. 

ke|,r 
eutsche Wirtschaft befindet sich wieder auf einem klaren Wachstumspfad. Die Um- 

'^hr *Uln ^essere" ist sogar deutlicher ausgefallen, als von fast allen erwartet wurde. Im 
des hSver,ai,f 1983 kam es erstmals seit 1980 wieder zu einem deutlichen realen Anstieg 
deni .ruttosozialprodukts. Die binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte haben sich nach 
h ty neil des Rates so weit gefestigt, daß die Erholung eine solide Basis hat. Der tie- 
uld pChstumseinbruch des Vorjahres wurde mehr als wettgemacht. Günstigere Absatz- 
stärj, nra8saussichten haben die Unternehmer erstmals seit zwei Jahren wieder zu ver- 
beSs 

en Investitionen in Produktionsanlagen veranlaßt. Die Kapazitäten sind wieder 
ausgelastet. Diese Ergebnisse sind um so höher einzuschätzen, als — im Gegen- 
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satz zu allen früheren vergleichbaren Konjunkturphasen — diesmal von Seiten des Jt. 
ports zunächst dämpfende Einflüsse auf die Binnenwirtschaft ausgingen. Inzwisc«1 

hat sich aber auch die Auslandsnachfrage belebt, so daß die wirtschaftliche Auf^a 

entwicklung jetzt auf einem breiteren Fundament steht. 

Auf dem Arbeitsmarkt konnte die langanhaltende Verschlechterungstendenz gest0^ 
werden. Der Anfang 1981 begonnene Beschäftigungsabbau scheint inzwischen aüSK\ 
laufen zu sein. Die Kurzarbeit hat sich binnen Jahresfrist mehr als halbiert. Die % . 
der Arbeitslosen, die von Ende 1979 bis Ende 1982 um fast 1,5 Mio. gestiegen war, •>'' 
zwar bis zuletzt sehr hoch, saisonbereinigt ging sie jedoch in den letzten Monaten e 

mals seit dreieinhalb Jahren — um rund 90000 — zurück. Dabei ist zu berücksichtig , 
daß die Arbeitslosenzahl auf einen konjunkturellen Umschwung nur mit erhebhc 

Verzögerung reagiert. Die Bereitschaft der Unternehmen zur Neueinstellung von An>e 

kräften nimmt zudem wieder zu. 

Trotz zeitweiser verstärkter außenwirtschaftlicher Teuerungseinflüsse und der M 
wertsteueranhebung hat sich der Preisanstieg erheblich verlangsamt. Die Steiger  „ 
der Verbraucherpreise erreichte im vierten Quartal 1983 mit 2,6 v. H. den niedrig 
Stand seit 1978. 

Das außenwirtschaftliche Gleichgewicht blieb gewahrt. Die Leistungsbilanz schloß 
einem fast so hohen Überschuß ab wie ein Jahr zuvor. Anders als die Ausfuhren vvur 

die Einfuhren im Gefolge der günstigeren Binnenkonjunktur bereits von Begin11  ., 
Jahres 1983 an erheblich ausgeweitet. Damit hat die deutsche Wirtschaft im abge'a .<,, 
nen Jahr zugleich einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der Beschäftigung ,n 

ren Partnerländern geleistet. 

2. Gesamtwirtschaftliche Eckwerte 
Angesichts der verbesserten Ausgangslage und aufgrund der derzeit verfügbaren Inf°r j,, 
tionen hält die Bundesregierung 1984 eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung für err« 
bar, bei der 

— das Bruttosozialprodukt im Jahresdurchschnitt das Vorjahresniveau um rund 2'1 v' 
real überschreitet, 

— die Arbeitslosenzahl im Jahresverlauf weiter abnimmt und im Jahresdurchschni ^, 
was unter 9 v. H. der unselbständigen Erwerbspersonen bzw. knapp 8 v. H. alle 

werbspersonen betragen könnte, 

— der Anstieg der Verbraucherpreise im Jahresdurchschnitt auf rund 3 v. H. beg 
werden kann, 
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rü Jjas außenwirtschaftliche Gleichgewicht mit einem nominalen Außenbeitrag von 
2ial   +2/z v' H' und einem Leistungsbilanzüberschuß von rund Vi v. H. des Bruttoso- 

a|Produkts erhalten bleibt. 

•em diC Wirtscnaftsentwick,ung im Jahre 1984 sind die Ausgangsbedingungen vor al- 
auch deshalb günstiger, weil inzwischen ein Umschwung in der Auslandsnachfra- 

oe 
Zu Verzeichnen ist. Zugleich haben sich die Investitionsbedingungen aufgrund gestie- 

v0 
e'^rträge, einer im Vergleich zu Geldanlagen inzwischen wieder höheren Rentabilität 

sPü ^^Kapitalinvestitionen sowie in vielen Branchen stärker genutzter Kapazitäten 
St/ verbessert- Unterstützt wird dies durch die Wirkungen der im Rahmen des 
|( Uerentlastungsgesetzes 1984 für den Unternehmensbereich Anfang dieses Jahres in 

Betretenen investitionsfördernden Steuererleichterungen. 

Inv
mit. verbessern sich auch die Voraussetzungen dafür, daß über eine Verstärkung der 

v0 
e^'tionstätigkeit das zur Zeit sehr niedrige Wachstum des Produktionspotentials 

cher 
b'S 2 V- H" mittell"st'g wieder nachhaltig erhöht und so die Schaffung zusätzli- 

chF rentaoler Arbeitsplätze ermöglicht wird. Die Wohnungsbautätigkeit dürfte sich 
^eit"1 auf8rund der im vergangenen Jahr deutlich gestiegenen unerledigten Aufträge 1984 
übe

er Verstärken. Höhere Ausfuhren und mehr private Investitionen lassen zudem 
Priv" d'e dadurch ausgelösten Einkommens- und Beschäftigungseffekte auch für den 

aten Verbauch erneut eine leichte reale Zunahme erwarten. 

W eine nachhaltige wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung charakteristische sich 
^. "selseitig bedingende Dynamik der verschiedenen Nachfragebereiche kommt da- 
Inv 

2unehmend in Gang. Unterstützt wird diese Entwicklung, wenn die öffentlichen 
chenStiti0nen insDesondere im kommunalen Bereich, dem bei weitem größten öffentli- 
K0 

Investor, wieder zunehmen. Dies sollte angesichts der inzwischen erreichten 
.    Solidierungsfortschritte trotz der gestiegenen Sozialhilfebelastungen möglich sein. 

tig *'ner solchen Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Produktion dürfte die Beschäf- 
v0„ J? j1" Jahresverlauf insgesamt wieder zunehmen. Dazu wird auch die steigende Zahl 
Hitr 

xiste»2gründungen beitragen, die in der Regel mit der Einstellung von Arbeitneh- 
W Runden sind. Trotz der aus demographischen Gründen noch wachsenden Er- 
iu, js°evölkerung ist die Bundesregierung daher zuversichtlich, daß die Arbeitslosigkeit 

ahresverlauf 1984 weiter zurückgeht. 
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II. Soziale Marktwirtschaft für die achtziger Jahfe 

1. Politik für mehr Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität 

Neubesinnung auf die Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft 
Für die Bundesregierung ist die Soziale Marktwirtschaft die Maxime ihres Ha"dyef- 
Konstitutive Elemente ihrer Politik sind individuelle Entscheidungsfreiheit und  ^ 
antwortlichkeit, Tarifautonomie, privates Eigentum, ein funktionsfähiger WettbeW ^ 
und freie Preisbildung zur Steuerung von Angebot und Nachfrage. Anerkennung 
Leistung, Kreativität und Erfolg sind ebenso unverzichtbar wie ein solides System 
sozialen Sicherheit, verläßliche staatliche Rahmenbedingungen und eine vertra 
schaffende Geld- und Währungsordnung. Mit einem solchen vom Staat gesetzten 
tenkranz und einer konsequent marktwirtschaftlich orientierten Politik können Inves ' 
nen, Wachstum, Arbeitsplätze und Wohlstand am besten geschaffen und erhalten *e'^i 
Gleichzeitig wird damit ein Höchstmaß an persönlicher Freiheit, sozialer Gerechtig 
und ökonomischer Leistungsfähigkeit gesichert. 

Leistung, Kreativität und Eigeninitiative müssen wieder lohnend gemacht werden;.^Ist- 
leistung darf nicht bestraft werden. Finanzielle Anreize vermögen wenig, wenn die 
toeinkommen durch Steuern und Sozialabgaben zunehmend nivelliert werden. 

Den Bürgern müssen wieder vermehrt Möglichkeiten zur Entfaltung ihrer Person 
keit und ihrer Fähigkeiten eingeräumt werden. Es kommt darauf an, durch Beseitig 
einengender staatlicher Vorschriften die Wachstumschancen zu verbessern und zum 
bau der hohen Arbeitslosigkeit beizutragen. Vor allem im Bereich der mittelständisc  j 
Wirtschaft und bei freiberuflichen Tätigkeiten können dadurch private Initiative 
Engagement mobilisiert werden. 

Freisetzung neuer Investitionsdynamik 
Durch konsequente Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingunge^ 
wie durch ihre verläßliche und widerspruchsfreie Ausgestaltung wird die Bundes^ 
rung dazu beitragen, daß die Investitionsschwäche der letzten Jahre dauerhaft     ^ 
neuen Investitionsdynamik Platz macht, der Produktionsapparat modernisiert 
und auch risikoreiche innovative Vorhaben wieder verstärkt zum Zuge kommen. 

Einkommenspolitische Vernunft v 

Die Bundesregierung geht bei den Orientierungsdaten davon aus, daß auch die Lo     ,, 
Schlüsse des Jahres 1984 den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung 
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fleh     ^e' ^en Wunsch nach einer Verbesserung der Einkommenssituation der Arbeit- 
kla mCr m'1 der Notwendigkeit von mehr arbeitsplatzschaffenden Investitionen in Ein- 
^ I     n8en- Die Tarifparteien würden damit einen entscheidenden Beitrag zum Ab- 

der hohen Arbeitslosigkeit leisten. 

^^wirtschaftliche Strukturpolitik 
der 

eutsche Wirtschaft wird sich in den kommenden Jahren erheblichen Herausfor- 
betyUn8en 8e8enubersenen' die insbesondere auf dem verstärkten internationalen Wett- 
ber 

e
h
rb' dem technologischen Wandel und seiner Umsetzung im Produktionsprozeß 

daiJ ^n Dies bedeutet Risiken, es bietet aber auch die Chance, technischen Fortschritt 
ken 

aft zur Steigerung von Wachstum, Beschäftigung und Wohlstand zu nutzen. Risi- 
ng . nd Chancen im Einzelfall gegeneinander abzuwägen und marktgerecht darauf zu 
Ufyj|'.e.ren' 'st Sache der Unternehmen. Doch ist es Aufgabe des Staates, die Fähigkeit 
Str„,'e Bereitschaft zum wirtschaftlichen Risiko zu stärken. Eine marktwirtschaftliche 
u„,j turPolitik muß deshalb auf mehr Flexibilität und Mobilität von Arbeit und Kapital 

e>> Abbau verkrusteter Strukturen gerichtet sein. Dazu gehört vor allem 
le Eindämmung und mittelfristige Rückführung der Steuer- und Abgabenbelastung', 

Ver !.e stufenweise Verminderung und der Abbau von Subventionen und steuerlichen 
Schaff,St'8lIn8en' die Privates KaPital der Verwendung in produktiveren, arbeitsplatz- 

enden Investitionen entziehen; 

kolta
le. ^berPrüfung staatlicher Regelungen, die wesentliche Hindernisse für mehr Risi- 
P'tal zur Finanzierung von innovativen unternehmerischen Aktivitäten bilden; 

e'ntr "k f>ertra8ung solcher staatlichen Aktivitäten auf Private, die von diesen ohne Be- 
Werd 

cntigung der hoheitlichen Belange ebenso wirksam oder wirksamer übernommen 
uen können; 

SchäfV Abbau von Vorschriften, die größerer Flexibilität am Arbeitsmarkt und der Be- 
§ung in den Unternehmen entgegenstehen. 

r>.. 
ünstiges Forschungsklima 

ltle Str  V fUng d 
rukturpolitik für die Zukunft muß zugleich auf eine grundlegende Verbesse- 

a''em 6r ^anmenbedingungen für Forschung und Entwicklung ausgerichtet sein. Vor 
^echn^U^ e'n ^ur Spitzenforschung sowie für die Entwicklung und Anwendung neuer 
Seii^ n günstiges Klima geschaffen werden. Technologie darf kein Objekt der Angst 
^eni'K " mu^ a's Herausforderung verstanden werden. Das setzt Aufgeschlossenheit 

er Technik und Verständnis für Zusammenhänge zwischen technischer Entwick- 
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lung und wirtschaftlichem Wohlstand, nicht zuletzt schon in den allgemeinbilden 
Schulen, voraus. 
Für die hochindustrialisierte, in den weltweiten Wettbewerb und Strukturwandel einj^ 
bundene deutsche Volkswirtschaft gibt es zur Beherrschung und wirtschaftlichen Nu« 
moderner Technologien keine Alternative. Für die Umsetzung von Technologie sind ^ 
bei vor allem rentable Investitionen und Produkte, die am Weltmarkt Erfolg haben, 
forderlich. Diese schaffen neue und sichern bestehende Arbeitsplätze. 

2. Handlungsschwerpunkte 1984 

Solide Haushaltspolitik 
Mit dem Bundeshaushalt 1984 und den ihn begleitenden Gesetzen wird ein weiterer »» 
tiger Schritt zur Gesundung der öffentlichen Finanzen und zur Belebung der Wirtsc 
getan. Die Defizite sind aber immer noch zu hoch; ihr weiterer Abbau ist eine notw«n   p 
Voraussetzung dafür, daß die Zinsen wieder sinken können und unsere Volkswirtsc ^ 
wieder mehr produktives, arbeitsplatzschaffendes Kapital zur Verfügung hat. AucJ ^ 
Mehrheit des Sachverständigenrates räumt der Konsolidierung der öffentlichen n 
halte Priorität ein. Sie bestätigt, daß der bisherige Konsolidierungskurs den SeS

poii- 
wirtschaftlichen Erfordernissen voll Rechnung trägt und einer Fortsetzung dieser 
tik 1984 noch weniger als 1983 konjunkturelle Rücksichten entgegenstehen. 

Leistungs- und investitionsfördernde Steuerpolitik 
Mit dem Dringlichkeitsprogramm vom Herbst 1982 und dem Steuerentlastungsg* p 
1984 hat die Bundesregierung die Voraussetzungen für eine nachhaltige Stärkung *•* (in- 
novations- und Investitionskraft der Wirtschaft verbessert. Im Mittelpunkt stehen t ^ 
stungen bei der Gewerbe- und Vermögensteuer, ergänzt durch Verbesserungen de ^,, 
Schreibungsbedingungen, besonders für den Mittelstand und für Forschung und 
wicklung. ..g. 
Diese steuerlichen Erleichterungen für die Wirtschaft müssen, sobald der Kons» 0. 
rungsprozeß es zuläßt, durch allgemeine dauerhafte Entlastungen von leistungshein f. 
den Abgaben auf den Einkommenszuwachs ergänzt werden. Die dritte Stufe der s ^ 
politischen Strategie der Bundesregierung ist daher die Tarifanpassung bei L0^^^ 
Einkommensteuer, die Arbeitnehmern und Unternehmern zugute kommt und ^. 
einen Abbau der Progression gesamtwirtschaftlich von großer Bedeutung 'lsi: r*c\i$ 
reiz für zusätzliche wirtschaftliche Aktivitäten wird verstärkt, der Schattenwirt^ 
entgegengewirkt, die Übernahme hoher Investitionsrisiken ermöglicht und die Vor :lU" 
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Vp ,Un8 zur Bildung von Eigenkapital erleichtert, die Wachstumsaussichten werden 
bessert. 

'in u , 
^erri n ^er Tarifanpassung wird die Bundesregierung ihrer Ankündigung gerecht 
pu ,en' das Steuerrecht familienfreundlicher auszugestalten. Über Umfang und Zeit- 
gle u^er Steuerentlastungen wird sie bis Mitte des Jahres Grundsatzbeschlüsse fassen; 
|jc. c"Ze<tig wird auch über Ausgleichsmaßnahmen, vor allem durch Abbau von steuer- 

n Sonderregelungen und Finanzhilfen, zu entscheiden sein. 
yatisierung öffentlicher Beteiligungen und Dienstleistungen 

A|)S.  *n<lesregierung wird ihre bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1983 angekündigte 
träch *  Weiterverfo,8en' öffentliches Vermögen dort zu privatisieren, wo dies ohne Beein- 

l|gung staatlicher Belange möglich ist. 

dervcter Scnritt ist die Veräußerung eines wesentlichen Teils der Bundesanteile an 
ejn w- A- Die Bundesregierung untersucht derzeit bei allen Bundesbeteiligungen, ob 
nem 

lcntiges Bundesinteresse noch gegeben ist und ob es gegebenenfalls auch bei ei- 
Wer. 

niedr'geren Beteiligungsgrad oder bei mittelbarem Beteiligungsbesitz gewahrt 
Qen kann. 

au bürokratischer Hemmnisse 
V0rs

Entlastung der Wirtschaft und Bürger von unnötigen, einengenden staatlichen 
^ach ten ist nacn Auffassung der Bundesregierung besonders wichtig, um die 
trage 

stu"ischancen zu verbessern und zum Abbau der hohen Arbeitslosigkeit beizu- 
Exe)c

n'.^ntbürokratisierung ist nicht nur eine dauerhaft sich stellende Aufgabe der 
$tj,at

ut,Ve; sie erfordert auch ein Umdenken der Bürger in ihren Ansprüchen an den 
"d ein Besinnen auf mehr Eigenverantwortung. 

Me
ehr Risikokapital 

lerne,arbeitsplatzschaffende Investitionen erfordern eine solide Finanzierung der Un- 
derv 

men; hierzu gehört auch eine ausreichende Ausstattung mit Eigenkapital. Viele 
e'le v" der Bundesregierung bereits eingeleiteten Maßnahmen zielen nicht zuletzt auf 
^s0r Jesserte Kapitalausstattung der Unternehmen, wie die begonnene Haushalts- 
Vtei| 

lerung, die steuerlichen Entlastungen, die Einschränkung der steuerlichen 
,        e von Bauherrenmodellen und die Vermögenspolitik. 

^.    rer Ausbau der Vermögensbildung 
s'erba

e
r
m neuen Vermögensbeteiligungsgesetz sind zum 1. Januar 1984 kurzfristig reali- 
e Maßnahmen zur stärkeren Beteiligung der Arbeitnehmer am Kapital der Un- 
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ternehmen in Kraft getreten. Die Bundesregierung beabsichtigt, noch in dieser Leg    • 
turperiode einen weiteren Gesetzentwurf zur Vermögensbildung auszuarbeiten. V   :. 
sind vor allem Regelungen für außerbetriebliche Vermögensbeteiligungen über *• 
talanlage- bzw. Kapitalbeteiligungsgesellschaften vorgesehen, die den Arbeitnehfl1 

die Beteiligung an nicht emissionsfähigen Unternehmen erleichtern sollen. 

Beschäftigungsfördernde Arbeitsmarktpolitik 
Einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der Arbeitsmarktprobleme leistet die Arbl^ 
marktpoiitik. Sie muß dafür sorgen, die Funktionsfähigkeit der Arbeitsmärkte zu e   „ 
ten und die Wiederbeschäftigung der Arbeitsuchenden zu fördern. Vor allem die: ^ 
nahmen der beruflichen Fortbildung und Umschulung sowie Arbeitsbeschafli» ^ 
maßnahmen werden verstärkt eingesetzt und tragen spürbar zur Entlastung des 
beitsmarktes bei. ., 
Bei der Arbeitsmarktpolitik muß darauf geachtet werden, daß die Schaffung neuCJ|II1eii 
beitsplätze in den Unternehmen nicht beeinträchtigt wird. Insbesondere bei Maßna ^, 
zur Arbeitszeitverkürzung müssen zusätzliche Kostenbelastungen der Arbeitsplatz^^ 
mieden werden. Versuche, durch globale Zwangsregelungen vorhandene Arbeitsp^ 
umzuverteilen, können Beschäftigungsprobleme nicht lösen. Es sollen jedoch flex" ^ 
Regelungen angestrebt werden, die den einzelnen Arbeitnehmern und Unternehmer ^f. 
individuelle Gestaltung der Arbeitszeiten ermöglichen. Die vielfältigen Anwendung ^ 
men neuer Technologien haben dabei die organisatorischen Möglichkeiten und d> .^ 
trieblichen Notwendigkeiten zur Flexibilisierung der Arbeitszeit erhöht. Neue fje ^ 
re Formen der Tages-, Wochen-, Jahres- oder Lebensarbeitszeit können zugletf ^ 
individuellen Arbeitszeitwünschen der Arbeitnehmer und den veränderten Anfordef 
der Betriebe Rechnung tragen und den Arbeitsmarkt entlasten. 

Mehr Chancen für Jugendliche in Ausbildung und Beruf ^ 
Für 1984 erwartet und unternimmt die Bundesregierung wiederum große Anstreng"^ 
damit möglichst alle Jugendlichen, die Ausbildungsplätze anstreben, ein Lehrstelle"i ,f 
bot erhalten. Insbesondere die Wirtschaft ist - wie schon 1983 - gefordert, mit ,, 
Ausbildungsbereitschaft auf die erwartete große Nachfrage nach Ausbildungsp ^ 
zu antworten. Unternehmen, Gewerkschaften und Gebietskörperschaften siri«» SÖH' 
rufen, 1984 ihre Anstrengungen zur Verbesserung des Lehrstellenangebots, ins y 
dere auch für Mädchen, noch einmal zu steigern. Vor allem sollten die mittlere ^ 
größeren Betriebe ihre Ausbildungsleistungen erhöhen und die bisher noch nie 
bildenden Betriebe an der dualen Berufsausbildung mitwirken. 
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^ttelstandspolitik 
^ Neubesinnung auf die marktwirtschaftliche Ordnung dient vor allem auch dem 
„e 

telstand. Die eingeleitete Verbesserung der Rahmenbedingungen für mehr Investitio- 
^ und Innovationen stärkt die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh- 
t *n» »ndem sie deren Leistungs- und Anpassungsfähigkeit im Wettbewerb mit großen Un- 
e. 

nenmen besser zur Geltung bringt. Der Mittelstand hat für die Wiedergewinnung 
Sie? ausreichenden Wirtschaftswachstums und Beschäftigungsstandes sowie für die 
höh ng der Berufsausbildung der in das Erwerbsleben tretenden starken Jahrgänge 

** Bedeutung. Es kommt jetzt darauf an, daß eine stetige und verläßliche Fortfüh- 
rte8 der begonnenen Politik die Attraktivität von Selbständigkeit und Unternehmertä- 
gehL U Weiter erhöht und zusätzliche Beschäftigungsimpulse gibt. Zur Stärkung der Ei- 
1„ kaP'talbasis kleiner und mittlerer Unternehmen, die gerade auch für risikobehaftete 
^ °Vat'onen in Zukunftstechnologien erforderlich ist, bedarf es ausreichender Unterneh- 

serträge und besserer Rahmenbedingungen für die Aufnahme von Risikokapital. 

^chungs- und Technologiepolitik 
Une ?-e Sichen,ng de«" wirtschaftlichen und sozialen Zukunft ist technischer Fortschritt 
|0 

r,äßlich. Dies gilt auch für die Vermeidung, Behebung und Eindämmung von öko- 
^ sehen Schäden und Risiken, die sich durch die zivilisatorische Entwicklung erge- 
V h°r diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung folgende Ansatzpunkte für ihre 

Scnungs- und Technologiepolitik: 

•^ j.,3   Un8 der Grundlagenforschung; 
Si , 0rschung in Bereichen staatlicher Daseinsvorsorge (Umwelt, Klima, Gesundheit, 

ne«"heit); 
i^ ^roßforschung" (Weltraumforschung, Versuchs- und Demonstrationsvorhaben 
^     e*"gie- und Verkehrsbereich, Meeresforschung); 

v   er°esserung der Infrastruktur und der Kooperation in der Forschung; 
Win erbesserung der Ausgangs- und Rahmenbedingungen für Innovationen in der 
ter1eh      ' inst,esondere für kleine und mittlere Unternehmen und für innovative Un- 
v      mensgründungen sowie 
^. ecllnologische Forschung und Entwicklung in der Industrie. 
ders

d!rekte Vorhabenförderung im Bereich der Wirtschaft wird zunehmend auf beson- 
nen r,Slkoreiche, aufwendige, die Privatwirtschaft überfordernde längerfristige Vorha- 
lt °wie auf Bereiche staatlicher Daseins- und Zukunftsvorsorge (z. B. Sicherheits-, 
Se>ts H- und Gesundheitsforschung) konzentriert. Die Bundesregierung wird anderer- 

'e dirplrta cx-j«.,.«—:~„~u~n*,\,<*r. „nA A't* inHirpktf Fnrdenine verstärken. direkte Förderung einschränken und die indirekte Förderung verstärken. 
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Umweltpolitik 
Die Bundesregierung bekräftigt ihre Überzeugung, daß dauerhafte Erfolge im Un»** 
schütz am ehesten auf der Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft erreichbar sind. W| 
schaftswachstum und Umweltschutz stellen keinen Gegensatz dar, wenn die _vj* 
schaftlichen Rahmenbedingungen zukunftsorientiert auf die Erhaltung der natürlic 
Lebensgrundlagen hin gestaltet werden, wenn alle in der Gesellschaft ihrer Verantw 
tung für eine gesunde Natur, für Boden, Wasser und Luft gerecht werden und wenn - 
auch bereit sind, die Kosten, die wirksamer Umweltschutz verursacht, mitzutragen- 
einer vorsorgenden Umweltpolitik gehören auch verstärkte Anstrengungen in der ö 
logischen Forschung und bei der Entwicklung von fortschrittlichen Verfahren, we> 
die Emission von Schadstoffen vermindern oder ganz ausschließen. 

Es kommt, wie auch der Sachverständigenrat hervorhebt, zunehmend darauf an, mit m 
Marktwirtschaft im Umweltschutz mehr und konsequenteren Umweltschutz in eine«" 
stungsfähigen Wirtschaft zu erreichen. Stärkung des Eigeninteresses der Wirtschan 
Umweltschutz und wirtschaftliche Belohnung umweltfreundlichen Verhaltens sollen     . 
hergehen mit der Notwendigkeit, umweltfeindliche Produktionsverfahren, die sich nl 

mehr lohnen dürfen, zu ändern. 

Die vorurteilslose Prüfung der Möglichkeiten, verstärkt ökonomische Instrumente 
Umweltschutz einzusetzen, schließt keine Lösung von vornherein aus. Ohne die ^°!Jr 
be von Grenzwerten und rechtlichen Rahmendaten kommt wirksamer Umweltschutz »    . 
dings nicht aus. Konkrete Vorschläge der Wirtschaft selbst wird die Bundesregief 

bei der Suche nach den jeweils geeignetsten Instrumenten sorgfältig prüfen. 
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